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Reichs⸗Geſetzblatt. 


% 30. 


Juhalt: Bekanntmachung, betreffend die Erſtreckung der Verſicherungspflicht nach dem Invaliditäts⸗ und 
Altersverſicherungsgeſetze auf die Hausgewerbetreibenden der Tabackfabrikation. S. 395. 


(Nr. 1979.) Bekanntmachung, betreffend die Erſtreckung der Verſicherungspflicht nach dem 
Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetze auf die Hausgewerbetreibenden 
der Tabackfabrikation. Vom 16. Dezember 1891. 


Au Grund der $$. 2, 109 und 110 des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts— 
und Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) hat der 
Bundesrath beſchloſſen, was folgt: 


1. 

Die Verſicherungspflicht nach $. 1 des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird auf 
ſolche ſelbſtändige Gewerbetreibende (Hausgewerbetreibende) erſtreckt, welche in 
eigenen Betriebsſtätten im Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibenden 
(Fabrikanten, Fabrikkaufleute, Handelsleute) mit der Herſtellung oder Bearbeitung 
von Cigarren oder anderen Tabackfabrikaten beſchäftigt werden, und zwar auch 
dann, wenn dieſe Hausgewerbetreibenden die Roh⸗ oder Hülfsſtoffe ſelbſt beſchaffen, 
und auch für die Zeit, während welcher ſie vorübergehend für eigene Rechnung 
arbeiten. 

Vorſtehende Beſtimmung findet keine Anwendung auf ſolche Hausgewerbe— 
treibende, welche das Geſchäft regelmäßig für eigene Rechnung betreiben und nur 
gelegentlich von anderen Gewerbetreibenden für deren Rechnung beſchäftigt werden. 


2 
Die Verſicherung erfolgt bei derjenigen Verſicherungsanſtalt, in deren Bezirk 
ſich der Betriebsſitz des Hausgewerbetreibenden befindet. Die Lohnklaſſe, in 
welcher die Verſicherung erfolgt, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des F. 22 
des Geſetzes. Dies gilt auch für diejenige Zeit, während welcher die Haus⸗ 
gewerbetreibenden für eigene Rechnung arbeiten. 
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3. 

Die Hausgewerbetreibenden haben die Beiträge für ihre eigene Verſicherung 
ſelbſt dadurch zu entrichten, daß ſie die den ſchuldigen Beiträgen entſprechenden 
Marken in ihre Quittungskarten einkleben. N 

Für jede volle oder angefangene Kalenderwoche ſind die Beiträge ſpäteſtens 
an demjenigen Tage zu entrichten, an welchem die Abrechnung mit dem Fabri⸗ 
kanten oder, wenn die Beſchäftigung für mehrere Fabrikanten ſtattfindet, mit 
einem derſelben erfolgt. 

Die Hausgewerbetreibenden, welche es unterlaſſen, die Beiträge für ihre 
Verſicherung gemäß vorſtehender Vorſchrift zu entrichten, unterliegen der Straf— 
beſtimmung des $. 143 des Geſetzes. f 

Die verſicherungspflichtigen Hausgewerbetreibenden haben auch für diejenige 
Zeit, während welcher ſie das Geſchäft auf eigene Rechnung betreiben, für ihre 
eigene Verſicherung Zuſatzmarken nicht beizubringen. 

Bezüglich der Beiträge der Hausgewerbetreibenden für ihr Hülfsperſonal 
(Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge) hat es bei den beſtehenden allgemeinen Vorſchriften 
ſein Bewenden. 


4. 
Die von den Hausgewerbetreibenden für ſich und ihr Hülfsperſonal ver⸗ 
wendeten Marken ſind ſofort nach erfolgter Einklebung nach den hierfür geltenden 
allgemeinen Beſtimmungen zu entwerthen. 


— 


9. 

Auf dem im F. 112 des Geſetzes vorgeſehenen Wege kann angeordnet 
werden, daß die Beiträge für die Hausgewerbetreibenden von dieſen zum Einzug 
gebracht werden. In dieſem Falle finden die Beſtimmungen der Ziffer 3 
Abſatz 1 bis 3 keine Anwendung. 


6. 

Die Hausgewerbetreibenden ſind verpflichtet, über die von ihnen im 
Gewerbebetriebe beſchäftigten verſicherungspflichtigen Hülfsperſonen Verzeichniſſe zu 
führen, aus welchen ſich insbeſondere die Dauer der Beſchäftigung der letzteren 
ergiebt. Sie haben dieſe Verzeichniſſe den fie beſchäftigenden Fabrikanten ꝛc. auf 
Verlangen zur Prüfung vorzulegen. Die für den Betriebsſitz des Hausgewerbe— 
treibenden zuſtändige untere Verwaltungsbehörde ift befugt, Vorſchriften uber die 
Führung dieſer Verzeichniſſe zu erlaſſen und die ordnungsmäßige Führung ſowie 
die Vorlegung der Verzeichniſſe durch Geldſtrafen bis zu fünfzig Mark zu er 
zwingen. 


— 


die 
Die Fabrikanten x. find verpflichtet, den für ihre Rechnung arbeitenden 
Hausgewerbetreibenden bei der Abrechnung die Hälfte derjenigen Beiträge zu 


— IM: — 
erftatten, welche die letzteren für ſich und für die von ihnen beſchäftigten ver- 
ſicherungspflichtigen Hülfsperſonen entrichtet haben. 

Sind die Beiträge ohne Zuſtimmung des Fabrikanten in einer höheren als 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Lohnklaſſe entrichtet, ſo bemißt ſich der Erſtattungs⸗ 
anſpruch nur nach letzterer Lohnklaſſe. Der Anſpruch erſtreckt ſich höchſtens auf 
die für die beiden letzten Abrechnungsperioden entrichteten beziehungsweiſe fällig 
gewordenen Beiträge. 8 

Für die Dauer vorübergehender Beſchäftigung für eigene Rechnung hat 
der Hausgewerbetreibende den vollen Beitrag für ſeine Perſon, beziehungsweiſe 
den halben Beitrag für ſeine Hülfsperſonen ſelbſt zu tragen. 

Die Vorſchriften der §. 147 und 148 des Gefeges finden auf die 
Fabrikanten ꝛc. in ihrem Verhältniß zu den Hausgewerbetreibenden entſprechende 
Anwendung. 


8. 

Waren die Hausgewerbetreibenden während der Beitragsperiode für mehrere 
Fabrikanten ꝛc. oder für eigene Rechnung und einen oder mehrere Fabrikanten 
beſchäftigt, ſo iſt die dem Arbeitgeber zur Laſt fallende Hälfte der Beiträge 
vorbehaltlich anderweiter Vereinbarung auf die ſämmtlichen betheiligten Fabrikanten 
oder zutreffendenfalls auf dieſe und den Hausgewerbetreibenden nach Verhältniß 
der für die Herſtellung oder Bearbeitung der Fabrikate erforderlich geweſenen oder 
für erforderlich zu erachtenden Zeit zu vertheilen. 


SE 

Die Fabrikanten ꝛc. ſind berechtigt, die Verpflichtungen des Arbeitgebers 
für ihre Hausgewerbetreibenden und deren Hülfsperſonen ganz oder zum Theil 
ſelbſt zu übernehmen. 

Von der erfolgten Uebernahme hat der Fabrikant der unteren Verwaltungs: 
behörde Kenntniß zu geben, welche dem zuſtändigen Organe der Verſicherungs⸗ 
anſtalt und in den Fällen des F. 112 des Geſetzes den mit der Einziehung der 
Beiträge und der Entgegennahme der Meldungen betrauten Stellen Nachricht giebt. 

Soweit es ſich um die Entrichtung der Beiträge für die Hausgewerbe— 
treibenden ſelbſt handelt, können den Fabrikanten die Verpflichtungen der Arbeit— 
geber von der für ihren Betriebs ſitz zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde 
auferlegt werden. Sofern letzteres geſchieht, findet binnen zwei Wochen nach der 
Suftellung der die Verpflichtung ausſprechenden Verfügung die Beſchwerde an 
die höhere Verwaltungsbehörde ſtatt, dieſelbe entſcheidet endgültig. 


10. 
Streitigkeiten welche aus Anlaß vorſtehender Beſtimmungen zwiſchen den 
Organen der Verſicherungsanſtalten einerſeits und den Fabrikanten, Hausgewerbe- 
und enden oder deren Hülfsperſonen andererſeits oder zwiſchen den Fabrikanten 
vn Den Hausgewerbetreibenden darüber „ob und welche Beiträge zu entrichten 
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ſind, entſtehen, werden nach §. 122, Streitigkeiten über Berechnung und An⸗ 
rechnung der für Hausgewerbetreibende oder deren Hülfsperſonen zu entrichtenden 
Beiträge nach $. 124 des Geſetzes entſchieden. 


11. 

Soweit im Vorſtehenden keine beſonderen Beſtimmungen getroffen ſind, 
erfolgt die Erhebung der Beiträge für die Hausgewerbetreibenden nach den für 
die Durchführung der Invaliditäts- und Altersverſicherung erlaſſenen allgemeinen 
Vorſchriften. 


12. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 4. Januar 1892 in Kraft. 
Berlin, den 16. Dezember 1891. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


